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Antrag Nr. 12

der AUGE/UG —Alternative, Unabhangige und Griine Gewerkschafter:innen Wien
an die 183. Vollversammlung der Kammer fur Arbeiter und Angestellte fur Wien
am 27.Mai 2025

Vertrage sind einzuhalten - Rechtssicherheit fur
Gehaltsabschlusse und Vertauensschutz fur Pensionen durfen

nicht zur Diskussion stehen!

Angesichts der aktuellen budgetaren Lage bringt die Bundesregierung zunehmend
Malnahmen ins Spiel, die bestehende Anspriche und Vereinbarungen infrage stellen. So
wurde nicht nur eine Einschrankung der Korridorpension ab 2026 beschlossen, sondern
steht laut Die Presse vom 29. April 2025 auch die Frage im Raum: ,Wird das Beamten-
Lohnplus fur 2026 rickgangig gemacht?“ — eine Gehaltserhdhung, die bereits
sozialpartnerschaftlich beschlossen wurde. Vertragssicherheit und Vertrauensschutz sind
zentrale Pfeiler unseres Rechtsstaates. Ein Bruch dieser Prinzipien durch die Politik
sendet ein gefahrliches Signal an alle Arbeitnehmer:innen und gefahrdet die
Glaubwurdigkeit staatlicher Institutionen. Sozialpartnerschaftlich vereinbarte
Gehaltsabschlusse und gesetzliche Pensionsregelungen sind uneingeschrankt zu
respektieren. Ein nachtragliches Aufschniren oder Einschranken dieser Vereinbarungen
untergrabt das Vertrauen in staatliche Zusagen und gefahrdet die Stabilitat der

Sozialpartnerschaft insgesamt.

Vertrauen ist keine Verhandlungsmasse. Wer Zusagen — etwa Gehaltsabschlisse oder
Pensionsregelungen — nachtraglich infrage stellt, riskiert eine langfristige Erosion der
Glaubwirdigkeit staatlicher Institutionen. Das betrifft nicht nur 6ffentlich Bedienstete,
sondern auch private Beschaftigte, die sich kunftig fragen werden, inwieweit
Verhandlungen und Vertrage noch Bestand haben. Auch wenn die kolportierten

Karzungen formaljuristisch im Bereich des Moglichen liegen, sind sie unwurdig,
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unanstandig und ein verheerendes Signal in Richtung aller Arbeitnehmer:innen:
Sozialpartnerschaft lebt von Verlasslichkeit, Fairness und gegenseitigem Respekt. Die
Arbeiterkammer Wien steht klar an der Seite aller Arbeitnehmer:innen, die tagtaglich

Verantwortung ubernehmen — auch und gerade in Krisenzeiten.

Die 183. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien moge daher beschlieBen:

Dass die Bundesregierung die Sozialpartnerschaft als zentrales Element des
Arbeitsrechts zu respektieren und zu starken hat und nicht durch politische
Interventionen schwacht. Das bedeutet insbesondere, von jeder Abweichung
sozialpartnerschaftlich beschlossener Gehaltsanpassungen bei 6ffentlichen
Bediensteten abzusehen und den Vertrauensschutz bei bestehenden
Pensionsregelungen, wie der Korridorpension, zu wahren und nicht durch

sukzessive Verschlechterungen auszuhohlen.

Angenommen [_] Zuweisung [ Ablehnung [] Einstimmig [] Mehrheitlich []

20.05.2025 AUGE - VV 183/ Antrag 12 2von 2



	AUGE01 - W - Förderungen
	AUGE02 - S - Zuverdienst AMS
	AUGE03 - S - Arbeitsmarktintegration Frauen mit Migrationsbiografie
	AUGE04 - S - Bildungskarenz und Bildungsteilzeit
	AUGE05 - B - Ganzheitliche Forschungsförderung
	AUGE06 - W - Klima und Wirtschaft
	AUGE07 - S - Körperliche Einschränkungen
	AUGE08 - S - Plattformarbeit
	AUGE09 - D -Transparenz Datenbank
	AUGE10 - D - Umbenennung AK
	AUGE11 - B - Universitäten
	AUGE12 - S - Rechtssicherheit
	AUGE13 - S - WIETZ rechtsanspruch
	AUGE14 - S - Staatsbürgerschaft

